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+++  Bundesverwaltungsgericht  urteilt  gegen  IHK-Vermögen  +++  Folge:

Beitragsvolumen von mehr als 2 Milliarden Euro in den deutschen Kammern auf

der  Kippe  +++   rechtswidrig  gebildetes  Vermögen  (ca.  450  Millionen)  muss

abgebaut werden +++ bffk fordert personelle Konsequenzen und klare Vorgaben

der Rechtsaufsichten der  Länder +++

Das  Bundesverwaltungsgericht  hat  in  einem  wegweisenden  Urteil  gegen  die

rechtswidrige  Vermögensbildung  in  der  IHK  Koblenz  geurteilt.  Bemängelt  wird

insbesondere  eine  millionenschwere  überzogene  Rücklagenbildung.  Dabei  hat  das

Gericht  klargestellt,  dass ohne eine nachvollziehbare regelmäßige Risikoabschätzung

eine solche Rücklagenbildung unzulässig sei.  „Das Urteil  ist ein Durchbruch“,  so bffk-

Geschäftsführer Kai Boeddinghaus, der bundesweit ca. 50 ähnliche Verfahren betreut.

Erfreulich sei insbesondere, dass mit diesem Urteil klargestellt sei, dass sich auch die

Aufstellung der Haushaltspläne in den Kammern der verwaltungsgerichtlichen Kontrolle

unterziehen  müsse.  Denn  tatsächlich  hätten  die  Kammern  sich  außerhalb  solcher

Kontrollen mit  ihrem oftmals rechtswidrigen Handeln in Sicherheit  gewähnt und seien

dabei durch einige Verwaltungsgerichte  -  u.a. dem OVG Koblenz, dessen Urteil  nun

durch das Bundesverwaltungsgericht korrigiert wurde – bestärkt worden.

Mit dem Urteil ist der pauschalen Rücklagenbildung in Millionenhöhe für nicht kalkulierte

und bezifferte Risiken in den Kammern nun ein Ende gesetzt. Nach Schätzungen des

bffk müssen nun bundesweit alleine in den IHKn rund 450 Millionen Euro an rechtswidrig

gebildeten  Rücklagen  aufgelöst  werden.  Dazu  kommen  weitere  Millionen  in  den

Handwerkskammern.  „Tatsächlich ist  aus unserer Sicht damit jetzt  jeder Bescheid für

das laufende Jahr 2016 einer IHK und einer HWK und dazu die Abrechnungsbescheide

der IHKn für Altjahre juristisch angreifbar“, verdeutlicht der bffk-Geschäftsführer. Damit

stünden in den IHKn und HWKn nur für das Jahr 2016 Beitragseinnahmen von mehr als

2 Milliarden Euro auf der Kippe. Dazu kämen weitere hohe Millioneneinnahmen für die

IHKn  aus  der  Abrechnung  von  Vorjahren.  „Wir  können  nur  allen  Mitgliedern  der
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Wirtschaftskammern  dringend  empfehlen  gegen  jetzt  eingehende  Beitragsbescheide

rechtlich  vorzugehen“,  so  Boeddinghaus.  Der  bffk  stellt  dazu auf  seiner  Internetseite

unter www.bffk.de entsprechende Musterschreiben zur Verfügung.

Nachdrücklich fordert der bffk nun die Kammern auf, klare Konsequenzen zu ziehen und

die Rechtsaufsichten der Länder dies zu überwachen.  „Es kann nicht  sein,  dass die

Kammern mit Rückendeckung der Rechtsaufsichten immer wieder versuchen, sich der

Umsetzung  einer  klaren  Rechtsprechung  weiter  zu  verweigern“,  unterstreicht  Kai

Boeddinghaus.  Schon  die  langwierigen  Prozesse  finanzieren  die  Kammerfunktionäre

ohne jedes persönliche Risiko ebenfalls aus den Mitgliedsbeiträgen. „Man darf und muss

durchaus  die  Frage  stellen,  wann  solch  jahrelanges  Missmanagement  zulasten  der

Beitragszahler auch zu persönlichen Konsequenzen führt“, so Boeddinghaus.

Der  bffk  steht  allen  betroffenen  Kammermitgliedern,  die  sich  auf  das  Urteil  berufen

wollen und ihre Beitragsveranlagung angreifen wollen, zur Unterstützung zur Verfügung.
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